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Tn der Fersonenstandssache
\

betreffend die Beischreibung eines Randvermerks zur 
Geburtseintragung der Angelika - Geburtenbuch
des Standesamts in Jahrgang 1950? Nr« 171*

hat der IV« Zivilsenat des Bundesgerichtshofs unter 
Mitwirkung des Senatspräsidenten Schmidt, der Bundes­
richter Baske, Johannsen, Vüstenberg und jüaaß

auf die weitere Beschwerde der Frau Anna Bz| 
geb. in QflB» M^l^straße vertreten
durch die Hechtsanwälte Br« Br0
pnd in OflBk gegen den Beschluß der 5« Zivil­
kammer des Landgerichts in Lüneburg vom 18« Bezember 
1956

/
in der Sitzung vom 13. Juli 1957 beschlossen«

Die weitere Beschwerde wird zurück­
gewiesen«

G r Ü n d e jg

I.

Am 12.
Anna B

März 1956 schlossen die verwitwete Frau 
geb« F ^ B B f e  und dje am 1950



in e ingeborene Angelika B ^ n > '  vertreten durch den 
Stadtoberinspektor Karl P ^ Ü  vom Städtischen Jugendamt 
in als Amtsvormund, einen notariellen Vertrag;
durch den Frau B z ^ H B  die Angelika BflHB an Kindes 
Statt annahnie In dem Vertrag ist bestimmt, daß das Kind 
fortan ausschließlich den Namen f^ !lren solle.
Nachdem der Vertrag gerichtlich bestätigt worden war, 
lehnte der Standesbeamte in es ab, bei dem Eintrag
über die Geburt des Kindes im Geburteribvich einen Rand­
vermerk über die Kindesannahme mit dem Familiennahmen 
des Kindes anstatt des Familiennamens

beizuschreiben-

Die Annehmende hat bei dem Amtsgericht in Lüneburg 
beantragt, das Amtsgericht möge den Standesbeamten an- 
halten, die Beischreibung vorzunehmen,, Las Amtsgericht 
hat den Antrag durch Beschluß vom 29. September 1956 zu­
rückgewiesen, und das Landgericht ir. Lüneburg hat die da­
gegen von der Annehmenden eingelegte Beschwerde durch Be­
schluß vom 18c Dezember 1955 zurückgewiesen.

Lie Annehmende hat weitere Beschwerde bei dem Ober- 
ländesgericht in Celle eingelegte

•i
JLJLo

1c Las Oberlandesgericht ist der Ansicht, daß die 
Entscheidung davon abhänge, ob die Bestimmung des § 1758 
Abs 1 Satz 2 BGB von dem Grundsatz der Gleichberechtigung 
der Geschlechter berührt werde* Es verneint diese Frage 
und meint, daß der Kindesannahmevertrag vom 12- März 1956
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in der Bestimmung, daß das Kind den jetzigen Namen der 
annehmenden Frau fuhren solle, einen offensichtlichen 
materiellen Rechtsfehler enthalte% der Standesbeamte ha­
be deshalb die Beischreibung des Randvermerlcs im Gebur­
tenbuch mit Recht abgelehnt. Das Oberlandesgericht möch­
te die weitere Beschwerde aus diesem Grunde zurüclcwei- 
sen. Es sieht sich daran jedoch gehindert durch einen 
Beschluß des Oberlandesgerichts in Hamm vom 1. September 
1955 - 15 W 418/55 - (FamRZ 1956, 392), in dem die Auf­
fassung vertreten worden ist, daß § 1758 Abs 1 Satz 2 BGB 
dem Grundsatz der Gleichberechtigung der Geschlechter 
widerspreche und am 1. April 1953 außer Kraft getreten sei. 
Das Oberlandesgericht in Celle hat die Sache deshalb durch 
Beschluß vom 20. Februar 1957 dem Bundesgerichtshof zur 
Entscheidung vorgeiegt.

2. Die gesetzlichen Voraussetzungen für die Vorla­
ge an den Bundesgerichtshof sind gegeben. Bindend für diesen 
ist die Auffassung des Oberlandesgerichts, daß die Frage, 
ob § 1758 Abs 1 S 2 BGB weiter gelte, für die Entscheidung 
erheblich sei. Zu prüfen ist jedoch, ob die in dieser Fra­
ge vertretene Rechtsansicht des vorlegenden Gerichts im 
Widerspruch steht zu einer Entscheidung, die ein anderes 
Oberlandesgericht oder der Bundesgerichtshof Uber diesel­
be Rechtsfrage erlassen hat; Entscheidungen des Reichsge­
richts oder des Obersten Gerichtshofs für die britische Zo­
ne über die hier in Rede stehende Rechtsfrage kommen nicht 
in Betracht. Um dieselbe Rechtsfrage handelt es sich auch 
dann, wenn der zu erlassenden Entscheidung und den Vorent­
scheidungen verschiedene gesetzliche Vorschriften zugrunde­
liegen, in ihnen jedoch der gleiche Rechtsgrundsatz eine 
entgegengesetzte Beurteilung erfahren hat (RGZ 148,175 
ß l l ,  178/5 3GHZ 7, 339 ß 41, 3427; 19, 355 ebenso
für § 136 GVG BGHZ 9,179 /J817).
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Unzweifelhaft befindet sich das Oberlandesgericht 
mit seiner Rechtsauffassung iw Gegensatz zu derjenigen, 
die in der in seinem Beschluß angeführten Entscheidung 
des Oberlandesgerichts in Hamm vertreten worden ist0 Das 
vorlegende Gericht brauchte nicht anzunehmen. daß die 
streitige Rechtsfrage in den Beschlüssen des auch hier zur 
Entscheidung berufenen Senats vom 14« Juli 1956 - IV ZB 
H7/55 - (BGHZ 21, 501) und vom 25, September 1956 - IV '
ZB 86/56 - (HJW 1956, 1857) abschließend geklärt worden 
sei. Die in diesen Beschlüssen enthaltenen Bemerkungen 
Uber die namensrechtliehen Folgen, die nach § 1758 Abs 1 
S 2 BGB bei der Kindesannahme durch eine verheiratete Frau 
eintreten, setzen allerdings die Gültigkeit der Bestim­
mung voraus und ergeben sinngemäß, daß in der genannten 
Vorschrift der allgemeine Grundsatz von der schwächeren 
Rechtsstellung der Frau in Bezug auf den Familiennamen 
des Mannes seinen Ausdruck gefunden habe; das hat das 
uberlandesgericht in Bremen in einem ebenfalls die Weiter­
geltung der Vorschrift betreffenden Beschluß zutreffendaus- 
geführt (HJW 1957, 677 • Trotzdem konnten die in den
Beschlüssen des Senats enthaltenen Hinweise auf § 1758 BGB 
als gelegentliche Bemerkungen aufgefaßt werden, die die 
bei dieser Bestimmung im besonderen auftretenden Fragen 
noch nicht abschließend klärten und deshalb keine binden­
de Wirkung im Sinne des § 28 Abs 2 FGG hatten (anders OLG 
Bremen in der bereits angeführten Entscheidung)0

III«

1« Der Standesbeamte hat die nach § 50 Abs 1 PStG 
vorzunehmende Eintragung der Xindesannahme im Geburten­
buch trotz der Bestätigung des Adoptionsvertrages mit Recht



abgelehnt, weil die in dem Vertrag enthaltene Bestimmung 
nichtig ist, daß das Kind den Namen der Annehraenden, den 
sie durch ihre Verheiratung erhalten hat; führen sollee 
Biese Vertragsbestimmung verstößt gegen die Vorschrift 
des § 1758 Abs 1 Satz 2 BGB» Es handelt sich, da die ge­
nannte Vorschrift, wie unten dargelegt wird, von dem 
Grundsatz der Gleichberechtigung der Geschlechter nicht 
berührt worden ist, um einen materiellen Verstoß, der durch 
die Bestätigung nicht geheilt worden ist und der nach der 
derzeitigen Rechtslage gemäß § 139 3GB die Nichtigkeit 
des ganzen Vertrages zur Folge gehabt haben kann (RGZ 109, 
243 Z^47, 2487s RG Warn 1911 Nr 3 £5?). Es liegt damit 
ein Sachverhalt vor, der ernste Zweifel daran begründet, 
daß der Annahmevertrag rechtswirksam geschlossen ist.
Wenn auch schon das Bestätigungsgericht die gegen die Gül­
tigkeit des Vertrages bestehenden Bedenken bei seiner Ent­
scheidung über die Bestätigung hätte berücksichtigen sol­
len, so handelt es sich hier doch um einen zu Tage liegen­
den materiellen föangel, durch den die Wirkungen des Ver­
trages in Frage gestellt sind und der aus diesem selbst 
hervorgeht, so daß der Standesbeamte auch nach den Grund­
sätzen, die der Senat in seinem Beschluß vom 15.' Bezember 
1956 - IV ZB 159/56 - (FamRZ 1957, 122) entwickelt hat, 
dazu gelangen konnte, die Eintragung abzulehnen,

2. Es kommt also darauf an, ob die Vorschrift des 
§ 1758 Abs 1 Satz 2 BGB noch in Kraft ist, oder ob sie ge­
genstandslos geworden ist, weil das der Gleichberechtigung 
der Geschlechter entgegenstehende Recht durch Art 3 Abs 2, 
Art 117 Abs 1 GrundG am 1. April 1953 aufgehoben worden ist.

Die Auffassung, daß § 1758 Abs 1 Satz 2 BGB nicht 
mehr gelte, wird damit begründet, daß die Frau, die weiter-



hin mit der Eheschließung den Familiennamen ces Mannes er­
halte (§ 1355 BGB), den Namen nunmehr kraft eines eige­
nen Persönlichkeitsrechts führe, und daß sie in ihrem Na­
mensrechte gegenüber dem Manne benachteiligt sei, wenn 
ihr verboten werde, dem von ihr adoptierten Kind diesen 
ihr nunmehr kraft eigenen Rechts zustehenden Familien­
namen zu geben. Der damit verbundene Eingriff in die 
Rechte der Frau sei nicht unerheblich, weil er geeignet 
sei, die Familienbande zwischen ihr und dem angenommenen 
Kind zu lockern und dieses als ihr uneheliches Kind er­
scheinen zu lassen; er sei nicht dadurch zu rechtferti­
gen, daß mit der Vorschrift des § 1758 Abs 1 Satz 2 BGB 
weniger eine Minderberechtigung der Frau gegenüber der 
Vorherrschaft des Mannes bezweckt werde als vielmehr der 
Schutz des Mannes und seiner Familie davor, daß ohne oder 
gegen deren Willen ihr Familienname auf nicht blutsver­
wandte neue Träger übertragen werde (OLG Hamm FamRZ 1956, 
392 </T93/$ Machleid FamRZ 1956, 396;Bosch. FamRZ 1954, 129; 
1956, 394)o Bisweilen wird angenommen, daß schon die Vor­
schrift des § 1355 BGB und dann auch die des § 1758 Abs 1 
Satz 2 BGB verfassungswidrig und ungültig sei (Krüger 
Arch ZivPrax 156, 232 £?53/)«

Es kann jedoch zunächst nicht anerkannt werden, daß 
es mit dem Grundsatz der Gleichberechtigung der Geschlech­
ter nicht zu vereinbaren ist, wenn die Frau nach der Ehe­
schließung den Familiennamen des Hannes erhält (§ 1355 BGB 
in der geltenden Fassung). Die Vorschrift des § 1355 Satz 
1 BGB in der Fassung des Art 1 Nr 6 des Gleichberechtigungs 
gesetzes vom 18. Juni 1957 (BGBl I, 609)? das am 1. Juli 
1958 in Kraft treten wird, spricht diese Rechtsfolge in 
der Weise aus, daß es den Namen des Mannes als den Ehe- und 
Familiennamen bezeichnet. Es ist suzugeben, daß es sich 
dabei nicht nur um eine Ordnungsvorschrift handelt, und

¥ "
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daß dem Namen eines Menschen eine Bedeutung zukommt, die 
über die rein äußerliche Ordnungsfunktion, die er auch 
hat, hinausgeht5 der Name weist in tiefere Bezüge und Zu­
sammenhänge, in denen der Mensch steht (Krüger 242, 243$
Beitzke bei Neumann-Nipperdey-Scheuner, Grundrechte 2* Bd 
199 ^327)5 und es ist nicht in Präge zu stellen, daß es 
sich auch bei dem Recht am Namen, das eine Prau durch die 
Eheschließung erwirbt, um ein Persönlichkeitsrecht han­
delt (BGHZ 8, 318 .£3*20, 321/)« Aber damit ist nicht gesagt, 
daß es der richtig verstandenen Gleichberechtigung wider­
spricht, wenn der mit der Eheschließung verbundene Status­
wechsel der Beteiligten für die Prau die Zurückdrängung 
ihres bisherigen Namens zu Gunsten des Namens des Mannes 
und damit eine Schwächung ihres Rechts an ihrem Mädchen­
namen, andererseits aber den Erwerb eines Rechts am Namen 
des Mannes zur Polge hat* Die derzeitige Regelung des Ehe­
namens mag verhältnismäßig neuen Datums sein, und auslän­
dische Rechte mögen darüber andere Bestimmungen getroffen 
haben. Der Ehename muß notwendig einheitlich sein, und die 
in dem Bürgerlichen Gesetzbuch über ihn enthaltene Vor­
schrift entspricht dem auch heute noch in allen Bevölke­
rungskreisen und bei beiden Geschlechtern weithin herrschen­
den Bewußtsein, daß der Mann vornehmlich die Farailiengemein- 
schaft nach außen vertritt, die Prau sie im Inneren gestal­
tet, und daß nach der natürlichen Aufgabenteilung in der 
Ehe und Familie diese sich unter dem Namen des Mannes 
darstellt• Darin liegt keine Minderbewertung der Frau* Es 
wird dadurch nicht in Präge gestellt, daß die in der Ehe 
bestehenden Hingabe-, Beistands- und Schutzpflichten bei­
derseitig und gleich sind, und wenn die Prau nach wie vor 
mit der Heirat den Namen des Ehemannes als Ehenamen er­
hält, so ist damit eine Regelung aufrecht erhalten worden, 
die aus einer dem Wesen der ehelichen Gemeinschaft entsprechen­
den, auch heüte gültigen Anschauung hervorgegangen ist und 
nicht auf unsachgemäßen Erwägungen beruht * Äußere Nachtei­
le in wirtschaftlicher Hinsicht, die manchmal mit dem Namens-



Wechsel für die Frau verbunden sein können, rechtferti­
gen keine andere Beurteilung, Sie lassen sich dadurch min­
dern, daß die l'rau von dem ihr züstehenden Hecht Gebrauch 
macht, dem Ehenamen ihren Mädchennamen hinzuzüfügen, im 
übrigen gebieten sie es nicht, daß eine Regelung beseitigt 
wird, die sich in Übereinstimmung mit überkommenen und an­
zuerkennenden Ordnungen entwickelt hat und nach wie vor 
überwiegend als richtig empfunden wird.

Der vorhin erwähnten Rechtsauffassung, daß zwar 
nicht § 1355 BGB, wohl aber § 1758 Abs 1 Satz 2 BGB dem 
Gleichberechtigungsgrundsatz widerspreche, wird entgegen­
gehalten, daß diese Vorschrift die Namensführung von der 
Person des angenommenen Kindes her regele und daß der An­
nehmende in seinem Namensrecht dadurch infolgedessen nicht 
beeinträchtigt werde, denn der Angenommene erhalte den 
Namen, den der Annehmende ohne die Eheschließung führen 
würde. Wenn die Nicht Zugehörigkeit des von einem Mann 
angenommenen Kindes zu dem durch die Eheschließung begrün­
deten Familienverband anders als bei einem von der Frau 
angenommenen Kind äußerlich nicht in Erscheinung trete, 
so beruhe das allein auf der Übernahme des Mannesnamens 
zur Kennzeichnung der Familie. Die beanstandete Vorschrift 
lasse gerade den zurückgedrängten Mädchennamen der Frau, 
den diese mit der Heirat habe auf geben müssen, wieder auf­
leben und könne schon deshalb dem Grundsatz der Gleichbe­
rechtigung nicht wider sprechen (OBG Bremen NJW 1957, 677 )* 
Da das Kind zu dem Ehegatten der annehmenden Frau und des­
sen Familie in keine Verbindung trete und auf dem Wege der 
Adoption der Harne und die Familie des Adoptierenden fort­
gepflanzt werde, sei es nur folgerichtig, wenn das Xind 
hier den Familiennamen erhalte, den die Annehmende vor der 
Eheschließung geführt habe (Pirsching FamHZ 1956, 394-)-
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Ebensowenig wie der Mann den Namen seiner Frau auf ein 
Kind weiterzuübertragen in der Lage sei, könne die Frau 
die Befugnis in Anspruch nehmen, den Mannesnamen auf 
Dritte zu übertragen (OLG Hamburg FamRZ 1956 s 395)*

Mit derartigen Erwägungen läßt sj*ch 5©doch nicht ‘ 
ausräumen, daß durch die Vorschrift des § 1758 Abs 1 
Satz 2 BGB der verheirateten oder verheiratet gewesenen 
Frau zugemutet wird, auf die Namensgleichheit mit dem von 
ihr angenommenen Kind zu verzichten und die damit verbun­
denen Nachteile auf sich zu nehmen, daß es dagegen für 
den Mann einen solchen Verzicht und derartige Nachteile 
nicht gibt. Der Senat hat wiederholt ausgesprochen, daß 
das hinter dem Grundsatz der rechtlichen Gleichstellung 
von Mann und Frau stehende Anliegen kein theoretisch-

tideologisches, sondern ein praktisch-menschliches ist 
(BGHZ 20, 195$ 21, 301 /305/'). Trotz jener mehr rechts­
technischen Überlegungen läßt sich von dieser menschli­
chen Seite her im Ergebnis eine Benachteiligung der Frau 
nicht in Abrede stellen, und es ist zu fragen, ob inne­
re Notwendigkeiten, wie sie es verlangen, daß die Frau 
den Mannesnamen als ihren Ehenamen führt, es auch recht- 
fertigen, daß sie die Namensungleichheit mit dem von ihr 
angenommenen Kind hinnehmen muß.

Die Vorschrift des § 1758 Abs 1 Satz 2 BGB schützt 
den Mann und seine Familie vor nachteiligen namensrecht­
lichen Auswirkungen,die .Adoptionen seitens der Frau, die 
nunmehr den Namen des Mannes trägt, für diese mit sich 
bringen können. Das Bedürfnis nach solchem Schutz ergibt 
sich daraus, daß der Mannesname der Ehename ist. Es han­
delt sich auch hier um ein berechtigtes Interesse, das 
den erwähnten Belangen der Frau nicht ohne weiteres nach-
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zuordnen ist. Vielmehr bedarf es einer Abwägung der wi­
derstreitenden gegenseitigen Interessen einerseits der 
Frau im Hinblick auf die sich für sie nachteilig auswir- 
kende gesetzliche Regelung, andererseits des Mannes und 
seiner Familie im Hinblick auf den Schutz ihres Hamens, 
den ihnen diese Regelung gewährt., Y/enn die Berechtigung 
eines solchen Schutzes es sachlich begründet erscheinen 
läßt, daß die Frau die Hamen&ungleicbheit mit dem Kinde 
unter Berücksichtigung der rechtlich bestehenden Mög­
lichkeiten, die damit verbundenen Mißhelligkeiten zu 
mindern oder zu beseitigen, hinnimmt, muß § 1758 Abs 1 
Satz 2 BGB als weiter geltend angesehen werden. Dabei 
kann nicht in Rechnung gestellt werden, daß es für das 
Kind selbst regelmäßig wertvoll ist, wenn es denselben 
Namen wie seine Adoptivmutter trägt (Richter FaroRZ 1957? 
81); denn es geht hier nur darum, ob § 1758 Abs 1 Satz 2 
BGB, der diese Kindesinteressen liint9nstellt, mit dem 
Gleichberechtigungsgrundsatz vereinbar ist.

Der durch die Regelung des § 1758 Abs 1 Satz 2 
BGB unter Umständen aufkommende Verdacht, die Frau habe 
das adoptierte Kind unehelich geboren, kann ausgeschlos­
sen werden, .in'dem in dem Annahmevertrag vereinbart wird, 
daß das Kind aem neuen Namen seinen Familiennamen hinzu­
fügt (§ 1758 Abs 2 BGB; RGZ 109, 24-5 /242/). Einen Weg 
zur Vermeidung von Harten eröffnet auch das Gesetz über 
die Änderung von Familiennamen und Vornamen vom 5« Ja­
nuar 1938 (RGBl I, 9)« Schon damit wird ein gewisser Aus­
gleich geboten für die Benachteiligung der Frau, deren 
Verbindung mit dem Familiennamen des Mannes, wenn er auch 
mit der Heirat ebenfalls der ihre geworden ist, nicht so 
fest und unlöslich wie bei diesen sein kann (BGHZ 21, 301 
£7067). Ob nicht schon diese Umstünde: für sich betrach-



tet, ausreichen, um den Interessengegensatz auf Grund 
des am 1* April 1953 eingetretenen Eechtszustandes zu­
gunsten des Mannes und seiner Familie zu entscheiden, 
mag dahinstehen«

Jedenfalls ist an der Gültigkeit des § 1758 Abs 
1 Satz 2 BGB nicht mehr zu zweifeln, seitdem das Gleich- 
berechtigungsgesetz verkündet ist/ das von dem Fortbe­
stand der Vorschrift bis zu dem für den 1. Juli 1958 
vorgesehenen Inkrafttreten des Gesetzes ausgeht« Die 
Rückschlüsse, die sich von diesem Gesetz aus für die 
Auswirkungen des Gleichberechtigungsgrundsatzes auf 
das geltende Recht ziehen lassen, hat das Gericht der 
weiteren Beschwerde zu beachten, obwohl das Gesetz 
noch nicht verkündet worden war, als die Entscheidung 
des Beschwerdegerichts erging, so daß es bei dieser als 
gesetzte Rechtsnorm noch nicht berücksichtigt werden 
konnte, und obwohl das Gesetz erst am 1„ Juli 1958 in 
Kraft tritt «Durch die Regelung über den Namen des von 
einer verheirateten oder verheiratet gewesenen Frau an­
genommenen Kindes, wie sie in den §§ 1758, 1758 a BGB 
in der Fassung des Art 1 Nr 25 des Gleichberechtigungs­
gesetzes getroffen ist, vermittelt das Gesetz zwischen 
dem berechtigten Anliegen der Frau daran, daß das von 
ihr angenommene Kind ihren Ehenamen erhält, und dem In­
teresse des Ehemannes oder des geschiedenen Ehemannes 
oder der Familie des verstorbenen Ehemannes daran, daß 
dessen.Name nicht mißbraucht wird (Bericht der Abgeord­
neten Frau Dr« Schwarzliaupt zu Bundestagsdrucksache 3409/ 
1953» 40 Maßfeller und Reinicke BAnz 1957 Nr 59
Beil« /Ti/). Nach Art 8 I Nr 10 des Gesetzes kann gege­
benenfalls auch einem Kind, das bereits früher adoptiert 
worden ist und gemäß § 1758 Abs 1 Satz 2 3GB in der bis­
herigen Fassung einen anderen Namen als die adoptierende
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Frau trägt; deren Name erteilt werden, den sie zur Zeit 
der Bestätigung des Annahmeyertrages geführt hat und 
noch führte Die Art, wie die verschiedenen Belange in 
dem Gesetz berücksichtigt werden, rechtfertigt Bedenken 
vom Grundsatz der Gleichberechtigung aus nicht, mögen 
auch weiterhin Fälle, in denen dem Kind die Führung des 
Ehenamens der Frau entgegen deren Willen versagt bleibt, 
möglich sein, Dann aber muß die Hechtslage, so wie sie 
das Gesetz auf dem hier in Rede stehenden Gebiet für die 
Zeit vor seinem Inkrafttreten voraussetzt, bereits jetzt 
als zutreffend hingenommen werden. Vom 1; Juli 1958 an 
bietet sich weitgehenddie Möglichkeit, auch bei früher 
abgeschlossenen Kindesannahmevertragen Benachteiligungen 
der Frau, die sich mit den derzeit gegebenen Mitteln 
nicht vermeiden lassen, auszugleichen» Es müßte zu Un­
ordnung und Verwirrung führen, wollte man heute noch, da 
feststeht, daß das Gesetz ab 1, Juli 1958 einen recht­
mäßigen und angemessenen Weg zur Ausgleichung der wider- 
streitenden Interessen und zur ausreichenden Wahrung der 
Rechts der Frau in vieltem Umfang auch für früher durchge- 
fuhrte Adoptionen geben wird, die Auffassung vertreten,
§ 1758 Abs 1 Satz 2 BGB gelte nicht mehr und das Kind er­
halte ohne weiteres den Ehenamen der annehmenden Frau«, 
Damit würde eine wesentliche der Rechtsanwendung gesetzte 
Aufgabe- bei aer Verwirklichung der rechten Ordnung so 
weit wie möglich die Schaffung unklarer Verhältnisse zu 
vermeiden, mißachtet werden.

Es kann in diesem Zusammenhang nicht maßgebend sein, 
daß ein Vertrag wie der vorliegende, der vor der Verkün­
dung des Gleichbez'echtigungsgesetzes abgeschlossen ist, 
sofern er wegen der in ihm enthaltenen gegen § 1758 Abs 1 
Satz 2 BGB verstoßenden Bestimmung über den Namen des Kin-
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des nach § 139 BGB in vollem Umfang nichtig sein sollte, 
auch unter der Geltung des neuen Gesetzes keine Wirkun­
gen zu äußern vermag, und daß deshalb in solchem Falle 
der in Art 8 I Nr 10 des Gesetzes vorgesehene Weg nicht 
mehr beschritten werden kann* Unter derartigen Umstän­
den müßte den Beteiligten gegebenenfalls zugeinutet werden, 
den Kindesannahmevertrag neu abzuschließenP

Die in dem angefochtenen Beschluß und in dem Vor­
lagebeschluß vertretene Hechtsauffassung, daß § 1758 
Abs 1 Satz 2 BGB noch in Kraft sei, trifft mithin im 
Ergebnis zu.

3̂  Es entspricht also auch dem geltenden Recht, 
daß der Standesbeamte die Beischreibung des Randvermerks 
Uber die Kindesannahme in Geburtenbuch abgclehnt hat. Die 
weitere Beschwerde ist unbegründet und muß zurückgewie- 
sen werden.

Schmidt Raske Johannsen Wüstenberg Maass
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